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Betreuung und Wohnen im Alter
Erste Überlegungen zu den rechtlichen Rahmenbedingungen künftiger Alten- und Pflegebetreuung*

von

Dr. Michael Ganner und Prof. Heinz Barta, Innsbruck
Durch die Art, wie sich eine Gesellschaft gegenüber ihren Alten verhält,
 enthüllt sie unmißverständlich die Wahrheit – oft sorgsam verschleiert – 
über ihre Grundsätze und Ziele.

Simone de Beauvoir, La Vieillesse Vol. I (= Coll. Idees, 408), Gallimard, 1970, 140.
Seit Jänner 1997 recherchieren die Autoren im Rahmen eines Forschungsprojekts des Fonds zur Förderung der wissenschaftlichen Forschung die rechtlichen Grundlagen der Alten- und Pflegebetreuung in Österreich, um die Möglichkeiten künftiger sachgerechter Problemlösungen zu erarbeiten. Im folgenden werden Inhalt und Ziele des Projekts kurz vorgestellt.

1. Einleitung

a) Allgemeines

Die starke proportionale Zunahme des Anteils alter Menschen an der Gesamtbevölkerung rückt einerseits deren Probleme (etwa Lebensführung, Wohlstand und Betreuung), andererseits aber auch die damit verbundenen – insbesondere finanziellen – Auswirkungen vermehrt ins Rampenlicht der Öffentlichkeit. In Zeiten von Sparbudgets und der Zurücknahme sozialstaatlicher Leistungen wird immer öfter von der Unfinanzierbarkeit der derzeitigen Alten- und Pflegebetreuung und dem Krieg der Generationen gesprochen.
 Gleichzeitig stellen jene alten Menschen, die in den Jahrzehnten nach dem zweiten Weltkrieg zu erheblichem Wohlstand gelangten, einen beträchtlichen Wirtschaftsfaktor dar.
 Andere wiederum konnten davon nicht profitieren und müssen jetzt, trotz sozialer Mindestabsicherung durch den Staat, am Existenzminimum oder sogar darunter leben.
 Dazu kommt, daß die bisher noch gar nicht begonnene Arbeit an der Rentenreform viele Menschen beunruhigt.

Die bestehende gesellschaftliche Situation führt nicht nur zu einer Verunsicherung alter Menschen, sondern auch jüngerer, die noch im Erwerbsleben stehen, weil viele es immer mehr als Illusion empfinden, ihren eigenen Lebensabend durch das staatliche Sozialsystems finanziell abgesichert verbringen zu können.

Ein anderer – nicht minder bedeutender – Aspekt der derzeitigen sozialpolitischen Situation ist die Lage alter Menschen, die auf Unterstützung und Pflege zur Bewältigung ihres Alltags angewiesen sind. Die Berichte über schlecht ausgestattete Heime und Betreuungseinrichtungen, lieblose, ja unmenschliche Behandlung und Gewaltausübung durch (mangelhaft ausgebildetes) Pflegepersonal bis hin zur Tötung,
 sind keine Seltenheit.
 Auch bei der Betreuung durch Familienangehörige wird immer wieder von schweren Mißständen berichtet.
 Menschen werden im Alter, wenn sie pflegebedürftig geworden sind und ihre Selbständigkeit verloren haben, oft wie kleine Kinder behandelt und haben sich nach dem Wunsch von Pflegern etc oder Familienmitgliedern auch so zu verhalten.

Auf der anderen Seite sind pflegende Personen – im Heim oder der Familie – oft großen psychischen und körperlichen Belastungen ausgesetzt, denen sie nicht immer und vor allem nicht auf Dauer gewachsen sind. Hilflosigkeit und schwere Krankheit auf Seite der Pflegebedürftigen führen zudem häufig zu Resignation, aber auch Aggression gegenüber der Umwelt. Auf diese Standardsituationen wird das Pflegepersonal in der gegenwärtigen Ausbildung nicht hinreichend vorbereitet.

b) Rechtlicher Hintergrund

Die Rechtslage in den österreichischen Bundesländern stellt sich gegenwärtig sehr unterschiedlich dar, wozu vor allem das VfGH-Erk vom 16.10.1992
 beitrug, das die Kompetenzen für Pflegeheime den Ländern zugesprochen hat. Die föderale Rechtslage erweist sich bisher nicht als Ideallösung, was sich daran zeigt, daß in den 5 Jahren seit dem VfGH-Erk nur die Bundesländer Burgenland, Steiermark, Kärnten und Oberösterreich
 eine Regelung getroffen haben. In Wien wird an einem Heimgesetz und in Salzburg an einem Heimgesetz und einem Musterheimvertrag gearbeitet, während die Bundesländer Vorarlberg, Tirol und Niederösterreich weder konkrete Pläne haben, noch legistische Aktivitäten verzeichnen.

Gesetzlich festgelegte Rechte für Heimbewohner,
 wie etwa freie Arztwahl, Respektierung der Privat- und Intimsphäre, jederzeitige Besuchsmöglichkeit oder Mitbestimmung, gab es bis vor kurzem in Österreich nicht. Nunmehr sind solche vereinzelt in einigen Landesregelungen festgelegt worden (näheres dazu s Pkt 3).
 

Sehr unterschiedlich wird die Frage des Abschlusses von Heimverträgen gehandhabt. In den Bundesländern, in denen dies nicht verbindlich vorgeschrieben ist (nur in Kärnten und Oberösterreich besteht dazu die Verpflichtung), werden nur in Ausnahmefällen schriftliche Verträge geschlossen. Daneben existieren in einer Grauzone mündlich und konkludent zustandegekommene Heimverträge, was verständlicherweise große Rechtsunsicherheit bewirkt. Bei öffentlichrechtlichen Heimträgern besteht oft die Praxis, grundsätzlich keine Heimverträge zu schließen. In Wien zum Beispiel wird die Aufnahme in ein Heim „bewilligt“, in Niederösterreich erfolgt sie durch Zuweisung der Bezirkshauptmannschaft und „Einberufung“ durch die Heimleitung. 

Es besteht also durchaus Bedarf, die gegenwärtig in den österreichischen Bundesländern bestehende unterschiedliche faktische und rechtliche Situation eingehend zu untersuchen, um Fehlentwicklungen entgegenwirken und Möglichkeiten gezielter rechtspolitischer Verbesserungen und Vereinheitlichungen aufzeigen zu können. 

Zunächst wird, ausgehend von der gesellschaftlichen, bevölkerungspolitischen und rechtlichen Situation, ein kurzer Überblick über verschiedene Wohnformen für alte und pflegebedürftige Menschen gegeben. Anschließend werden die Zielsetzungen unseres Forschungsprojekts skizziert und mögliche Wege einer maßgerechten Gestaltung für die Zukunft aufgezeigt.

2. Sozialpolitische Ausgangssituation

a) Demographische Entwicklung

Alle bevölkerungspolitischen Statistiken zeigen für die Zukunft einen starken Anstieg der über 60jährigen, während die Geburtenraten sinken.
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Ursache für die Umwandlung der Bevölkerungspyramide in einen Bevölkerungstrichter ist der außerordentlich starke Anstieg der Lebenserwartung in den letzten hundert Jahren. Während die Lebenserwartung im Jahr 1900 42 Jahre betrug, ist sie bis zum Jahr 1995 auf 72,9 bei Männern und 79,4 bei Frauen gestiegen. Und dabei wird es voraussichtlich nicht bleiben. 

Die überproportionale Zunahme der älteren Bevölkerung hat auch politische Konsequenzen: Bei ungeänderter Rechtslage – Wahlalter ab 18 Jahren – wird die Gruppe der über 60jährigen im Jahr 2030 mehr als 40 % der Wahlbevölkerung stellen.
 Daher wird vermehrt eine Änderung des Wahlrechts zugunsten der Jugend gefordert.

Menschen über 60 Jahre zählen noch nicht zum „alten Eisen“. Die meisten sind noch rüstig und selbständig. Nur etwa 2 % der 60 - 70jährigen müssen gepflegt werden.
 96,6 % aller pflegebedürftigen Personen leben im privaten Haushalt, von denen wiederum nur 5 % soziale Dienste in Anspruch nehmen.

Auch wenn auf Grund abnehmender sozialer Bindungen – vor allem im städtischen Bereich – der Wohnaspekt beim Eintritt in ein Heim immer mehr an Bedeutung gewinnt, ist es zur Zeit doch noch so, daß viele alte Menschen in ihrer eigenen Wohnung verbleiben, solange sie sich versorgen können. Nur so ist es zu erklären, daß das durchschnittliche Alter der Bewohner beim Heimeintritt bei über 80 Jahren liegt und die durchschnittliche Verweildauer nur 3,3 Jahre beträgt.
 Daher ist es auch nicht verwunderlich, daß die Bewohner bereits beim Heimeintritt durchwegs erheblich pflegebedürftig sind.

b) Soziale Bindungen im Alter

Alte und gebrechliche Menschen waren historisch lange Zeit ausschließlich auf die Betreuung und Versorgung durch die eigene Familie angewiesen. Hilfe von anderer Seite wurde in Europa seit dem Mittelalter durch kirchliche Hospize, Stifte, Spitäler etc verarmten und alten Menschen gewährt, die nicht auf familiäre Unterstützung zurückgreifen konnten.

In vielen Kulturen wird noch heute der Lebensabend in der Familie verbracht, die für Unterhalt und Betreuung aufkommt. Mit zunehmender Industrialisierung nimmt die familiäre Betreuung ab.
 Dennoch gibt es auch in den Industriestaaten beträchtliche Unterschiede. Während in Japan 1995 noch mehr als die Hälfte der Alten mit Kindern und Enkeln zusammenlebte, waren es in der BRD nur noch 7 %.
 Ähnliches wird auch für Österreich gelten, sodaß man davon ausgehen kann, daß – trotz gelegentlicher politischer Anregungen, die Altenbetreuung durch die Familie zu forcieren (zB Pflegegeld) – der überwiegende Teil alter Menschen allein oder gemeinsam mit Lebensgefährten in der eigenen Wohnung oder in Heimen und Seniorenresidenzen lebt. Diese Tendenz wird sich in Zukunft verstärken.

Wenn die Kinder die elterliche Wohnung verlassen oder alte Menschen in ein Heim ziehen, führt das häufig zu einer sozialen Ghettoisierung, die dadurch verstärkt wird, daß berufliche Aufgaben im Alter wegfallen, weshalb sich viele als „nutzlos“ und „Belastung für die Gesellschaft“ empfinden. 

Ziel muß es folglich sein, Wohn- und Betreuungsformen für alte Menschen zur Verfügung zu stellen, die bestehende Bindungen nicht zerstören, sondern fördern.
 Zusätzlich sollen ihnen – je nach individuellen Fähigkeiten – auch mehr oder weniger verantwortungsvolle Aufgaben und Arbeiten übertragen/angeboten werden (zB gegenseitige Pflege und Betreuung, Hausarbeiten etc), wodurch das Selbstwertgefühl alter Menschen erhalten oder wiederhergestellt und auch die Kosten gesenkt werden können.

c) Mögliche Wohn- und Betreuungsformen für alte Menschen

Lange Zeit hatten ältere Menschen, die sich nicht mehr selber vollständig versorgen konnten und auch nicht von der Familie gepflegt wurden, nur die Möglichkeit in ein Heim zu ziehen, wo sie jeglicher Tätigkeit und Verantwortung entledigt wurden. Ihre Fähigkeiten, auch wenn sie oft nur marginal eingeschränkt waren, wurden nicht mehr gebraucht. Erst in den letzten Jahren hat man erkannt, daß viele Menschen weiterhin in ihrer gewohnten Umgebung bleiben können, wenn man sie durch ambulante Dienste unterstützt.
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Damit werden nicht nur hohe Heimkosten eingespart, sondern auch die Interessen der Betreuungsbedürftigen gewahrt, für die ein Umzug ins Heim regelmäßig eine große psychische Belastung darstellt.

Auch die – lange Zeit sehr starren – Strukturen der Heime wurden gelockert. In der Zwischenzeit werden fallweise auch Tages-
 oder Urlaubspflege
 angeboten, um pflegende Angehörige zeitweise zu entlasten. In einigen Heimen können die Heimbewohner bereits wählen, welche Leistungen sie in Anspruch nehmen und welche Tätigkeiten sie selber durchführen wollen. 

Auch die Wohnformen sind in Bewegung geraten. Im Bereich der Heime geht die Entwicklung weg von großen Wohn- und Pflegeheimen zu kleineren, dezentralen Einheiten.
 In Dänemark werden die üblichen Formen stationärer Unterbringung überhaupt aufgelassen und durch ambulante Dienste ersetzt. Hilfsbedürftige, die nicht in ihrer eigenen Wohnung verbleiben können, werden in speziellen kleinen Wohneinheiten untergebracht und ebenfalls ambulant versorgt.

Hier nun ein Überblick über Alternativen zum herkömmlichen Altenwohn- und Pflegeheim:
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( In Seniorenheimen
 werden möglichst alle anfallenden Arbeiten von den Bewohnern selbst durchgeführt, wodurch das Selbstwertgefühl der Bewohner erhalten und die Kosten reduziert werden können.

( In Altenwohngemeinschaften schließen sich ältere Menschen zusammen, um gemeinsam in einer Wohnung oder einem Haus zu leben und sich gegenseitig bei den Dingen des täglichen Lebens (Haushalt, aber auch Pflege) zu unterstützen.

( Private Seniorenresidenzen sind vom Aktionsradius her mit herkömmlichen Wohn- und Pflegeheimen vergleichbar, bieten aber (normalerweise) eine wesentlich höhere Wohn- und Pflegequalität.

( Bei Haus- und Siedlungsgemeinschaften
 hat jeder seine eigene Wohnung oder sein Haus, wobei untereinander eine Gemeinschaft gebildet wird, die mit verstärkter Nachbarschaftshilfe umschrieben werden kann.

( Sozialstationen werden in unmittelbarer Nähe von mehreren Kleinst-Seniorenheimen oder Altenwohngemeinschaften errichtet und bieten soziale und medizinische Betreuung (häufig auch Hauskrankenpflege).

( Im Altenwohnhaus leben die Bewohner (auch rechtlich) als Mieter. Pflege- und Betreuungsleistungen können selber bestimmt und jeweils – einem Dienstleistungszentrum entsprechend – einzeln abgerufen werden.

( Alten(wohn)genossenschaften verbinden die frühzeitige finanzielle Altersvorsorge mit der Absicherung von Betreuung und Wohnen im Bedarfsfall. Genossenschaftsmitglieder – auch schon relativ junge Menschen – können sich durch Ansparungen auf die Geschäftsanteile billigen Wohnraum sichern. Zusätzlich soll auch die notwendige Pflege und Betreuung – primär in Form von Selbst- oder Nachbarschaftshilfe – angeboten werden.

3. Österreichische Rechtslage

a) Finanzielle Sicherung der Pflegebedürftigkeit

1993 erfuhr die Pflegevorsorge in Österreich mit der Einführung des Pflegegeldes in 7 Stufen eine grundlegende Neuregelung.
 Ziel war es, das Risiko der Pflegebedürftigkeit, das sich auf Grund medizinisch-technischer Fortschritte von einem eher individuellen zu einem gesamtgesellschaftlichen Problem entwickelt hatte, im Rahmen des staatlichen Sozialsystems abzusichern.
 Durch die pauschalierte Abgeltung pflegebedingter Mehraufwendungen soll es betreuungsbedürftigen Personen ermöglicht werden, weiterhin ein „selbstbestimmtes“ und „bedürfnisorientiertes“ Leben zu führen.
 Die folgende Grafik gibt einen kurzen Überblick über die rechtliche Regelung der Pflegevorsorge:
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b) Heimgesetze

1988 gab es in Österreich 548 Wohn- und Pflegeheime
 mit ca 55.000 Bewohnern.
 Mit Ausnahme von Salzburg waren weder das Verhältnis der Heimbewohner zum Heimträger, noch bauliche, sanitäre und pflegerische Mindestanforderungen gesetzlich geregelt.

Anfang der 90er Jahre wurde ein Entwurf für ein Bundes-Pflegeheimgesetz erstellt, mit dem „medizinische und pflegerische Mindeststandards für die Betreuung pflegebedürftiger Personen in Pflegeheimen“ festgelegt werden sollten.
 Der VfGH
 hat auf Grund eines Feststellungsantrags der Bundesregierung festgestellt, daß die im Entwurf geregelten Angelegenheiten in die Kompetenz der Länder fallen. Daraufhin haben einige Bundesländer Regelungen getroffen, deren grundlegende Intention die Erhaltung der Menschenwürde sowie der Selbständigkeit und Mobilität der Heimbewohner ist. Ihren Interessen und Bedürfnissen soll Rechnung getragen werden.
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Inhaltlich betreffen diese Regelungen – mit Ausnahme der Salzburger Verordnung
 – im wesentlichen die Heimerrichtung sowie Mindeststandards beim Betrieb von Heimen. Das Verhältnis zwischen Heimträger und Heimbewohnern ist danach entweder durch einen Heimvertrag zu regeln,
 für den gewisse Inhalte vorgegeben werden,
 oder die jeweilige Regelung schreibt bestimmte Bewohnerrechte zwingend für das Heimstatut vor,
 das als eine Art Allgemeiner Geschäftsbedingungen Vertragsbestandteil wird.
 Eine voll durchdachte und daher zufriedenstellende und umfassende Normierung des Heimträger-Heimbewohnerverhältnisses ist aber bislang in keiner Landesregelung erfolgt.
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4. Projektziele

a) Allgemeines

Wie in Pkt 3 erwähnt, steckt die rechtliche Gestaltung des Wohnens und der Betreuung alter Menschen in Österreich noch in den Kinderschuhen. Soweit Regelungen bestehen, handelt es sich überwiegend um öffentlichrechtliche Normen, mit denen bauliche, sanitäre, hygienische und pflegerische Mindeststandards vorgeschrieben werden.
 Damit soll eine landesweite Grundversorgung gesichert werden. 

Gegenwärtig existiert weithin noch keine homogene Integration zwischen öffentlichrechtlichen Landes-Rahmenbestimmungen und den im Einzelfall – wenigstens da und dort – hinzukommenden privatrechtlichen Heimverträgen. Diese Harmonisierung der öffentlichrechtlichen Mantelbestimmungen für den Betrieb von Pflegeheimen mit den an Gehalt auszubauenden privatrechtlichen Vertragsinhalten, die den Kern jeder konkreten Beziehung zwischen Heimbewohnern und Heimträger darstellen, ist ein wichtiges Projektziel. Denn uE kann nur die Verbindung von öffentlichem und privatem Recht eine optimale Regelung des untersuchten Fragenbereichs gewährleisten. Es geht demnach um ein Einbetten des privatrechtlichen Kerns der Heimbeziehung in einen qualitativ ebenfalls noch verbesserungsfähigen öffentlichrechtlichen Normenanteil. Die vertragliche Beziehung zwischen Heimbewohnern und Heimträger sowie die daraus resultierenden gegenseitigen Ansprüche werden bislang weder in der Gesetzgebung, noch in der Praxis ausreichend berücksichtigt. Nur in wenigen Fällen wird (bewußt) überhaupt ein Vertrag geschlossen, der Leistung und Gegenleistung im Sinne eines zivilrechtlichen Synallagmas festlegt.
 Daß sich dieser bedenkliche Zustand bis heute nicht entscheidend geändert hat, ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß der überwiegende Teil der – vor allem großen – Wohn- und Pflegeheime von der öffentlichen Hand geführt wird.

Im Rahmen dieses Projekts wird zunächst eine Bestandsaufnahme der österreichischen Rechtslage durchgeführt. Durch den Vergleich mit anderen europäischen Ländern (Deutschland, Schweiz und Dänemark) sollen deren Erfahrungen und Entwicklungen rechtspolitische Impulse für die künftige Gestaltung unserer Alten- und Pflegebetreuung geben.

b) Heimvertrag

Mittelpunkt der Alten- und Pflegebetreuung muß die Unterstützung alter Menschen mit dem Ziel sein, ihr Leben weiterhin im wesentlichen selbständig und selbstbestimmt führen zu können. Dazu gehört vor allem die Wahlmöglichkeit in der Betreuung, in der Art der Pflege und teilweise auch in der Person der Betreuer. Ein grundlegender Aspekt der Selbständigkeit von Heimbewohnern besteht darin, daß sie als gleichwertige Vertragspartner Leistung und Gegenleistung mit dem Heimträger vereinbaren. Nach der derzeit überwiegenden Praxis (Bewilligung der Heimaufnahme!) wird Heimbewohnern aber eher der Status von Almosenempfängern, als der ebenbürtiger Partner zugedacht. Hier muß es künftig, soll sich die Beziehungsqualität verbessern, zu einem selbstreflexiven Umdenken vieler öffentlicher und teilweise auch privater Heimträger und ihres Personals kommen.

Zentraler Punkt unseres Projekts ist es daher, den zivilrechtlich-vertraglichen Kernbereich in der Alten- und Pflegebetreuung juristisch aufzubereiten. Einerseits soll eine dogmatische Einordnung des Heimvertrages, wie er bis jetzt bewußt oder oft auch „unbewußt“ geschlossen wird, in die bestehende Rechtslage erfolgen, um die typischen vertraglichen Leistungsinhalte bestimmen und dadurch auch für bereits bestehende Betreuungsverhältnisse Mindeststandards garantieren zu können. Andererseits soll auf eine grundsätzliche und umfassende zivilrechtliche Regelung des Heimträger-Heimbewohner-Verhältnisses hingewirkt werden. Dabei wird die mögliche künftige Regelungsebene des Heimvertrages in die Überlegungen miteinzubeziehen sein, wobei nach einer ersten Prüfung nichts gegen eine Lösung auf Bundesebene spricht, auch wenn zur Zeit einige Bundesländer den Heimvertrag in Landesnormen regeln.

Ideal erschiene uns eine Regelung des Heimvertrages im ABGB
 oder KSchG. Da es sich bei den Vertragspartnern (Heimträger und Heimbewohner) um Unternehmer und Verbraucher iSd § 1 KSchG handelt und ein umfassendes Schutzbedürfnis der Heimbewohner (schwächere Verhandlungsbasis etc gegenüber dem auf die Geldleistung des einzelnen Bewohners nicht angewiesenen Heimträger) vorliegt, bietet sich eine Normierung im KSchG an.

Eine weitere Möglichkeit stellt das Ausarbeiten von Musterheimverträgen – für die einzelnen Bundesländer
 oder auch für ganz Österreich – dar. 

c) Bewohnerrechte und Mitbestimmung im Heim

Im Sinne größtmöglicher Selbständigkeit alter und pflegebedürftiger Menschen ist es von grundlegender Bedeutung, ihnen auch im Rahmen eines Heimbetriebes eine möglichst individuelle Lebensgestaltung zu sichern.
 Dazu gehört etwa die Möglichkeit, die Unterkunft zumindest teilweise selber zu möblieren, die freie Arztwahl, adäquate Besuchsmöglichkeiten, Einsichtnahme in die Pflegedokumentation udgl.

Es ist Ziel dieses Projektes, einen Katalog von Bewohnerrechten
 zu erstellen, der möglichst umfassend, wenngleich nicht taxativ, die Grundbedürfnisse von Heimbewohnern beschreibt. Durch ein Festlegen von Bewohnerrechten kann auch die für das Pflegepersonal häufig bestehende Unsicherheit, inwieweit beschränkende Maßnahmen zulässig sind, beseitigt werden. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, daß die Möglichkeit der Einräumung individueller Freiheiten an die Bewohner immer auch von der Größe des Heims, der Pflegebedürftigkeit des jeweiligen Bewohners
 und vor allem auch von den (auf beiden Seiten) zur Verfügung stehenden Geldmitteln abhängt.

Ein wichtiger Teil der Bewohnerrechte betrifft Mitgestaltungsmöglichkeiten in Fragen des Heimbetriebs; etwa bei der Organisation des Tagesablaufs sowie internen gesellschaftlichen und kulturellen Aktivitäten. Ein Heim wird nur dann zu einem neuen Zuhause, wenn seine Bewohner aktiv mitgestalten und ihre Vorstellungen – zumindest teilweise – umsetzen können. Die Grundregel dabei soll sein: Partizipationsmöglichkeiten anbieten, aber niemanden zu etwas zwingen. Dazu muß einerseits auf demokratischem Wege eine Bewohnervertretung
 bestellt werden, die auch die unterschiedlichen Interessen der Heimbewohner wahrnimmt und die Wünsche älterer Mitbewohner, die vielleicht an Versammlungen und dgl nicht mehr teilnehmen können, einfühlsam erhebt. Andererseits muß diese Bewohnervertretung eine effektive Mitsprachemöglichkeit in relevanten Bereichen des Heimalltags erhalten; zB Essenszeiten, Essensplan, Ruhezeiten, Ausgestaltung der Gemeinschaftsräume, Aktivitäten, Ausflüge, aber auch in Fragen personeller oder ärztlicher Betreuung etc.
 

Gleichzeitig sollte auch das Pflegepersonal in den Entscheidungs(findungs)prozeß in Heim​angelegenheiten angemessen eingebunden werden. Nur durch einen Interessenausgleich aller Beteiligten können sachgerechte Lösungen gefunden und auch von den im Einzelfall Überstimmten akzeptiert werden.

d) Anspruchsdurchsetzung

Ein beträchtliches Manko für die Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche aus dem Heimvertrag stellt die bestehende verfahrensrechtliche Situation dar, wonach (im privatrechtlichen Sektor) die ordentlichen Zivilgerichte im streitigen Verfahren über diese Angelegenheiten zu entscheiden haben. Vergleichbar ist diese verfahrensrechtliche Situation mit jener von Patienten bei der Durchsetzung von Ansprüchen aus Behandlungsfehlern.
 Alten und gebrechlichen Menschen ist es aber nicht zuzumuten, ihre Ansprüche gegen einen idR übermächtigen Gegner, auf dessen Leistungen sie auch in Zukunft noch angewiesen sind, auf solche Weise geltend zu machen. Für Heimbewohner wird es im Streitfall auch schwierig sein, an die entsprechenden Informationen heranzukommen. Daher wäre auf eine generelle Zuständigkeit der Sozialgerichte (kein Kostenrisiko, Amtswegigkeit, keine Beweislast!) oder auf eine Behandlung im Außerstreitverfahren hinzuwirken, wobei sich ein Verfahren vor den Sozialgerichten auch insofern anbietet, weil Pflegegeldstreitigkeiten bereits in deren Zuständigkeit fallen. Um belastende gerichtliche Streitigkeiten möglichst zu vermeiden, wäre dem neuen Rechtsweg eine Schiedsinstanz vorzulagern.

Zu überlegen ist auch eine Unterstützung der Heimbewohner durch einen Heim-Ombudsmann
 vergleichbar mit der Landes-Patientenvertretung.
 Ein solcher Heim-Ombudsmann könnte Bewohnervertreter beraten, aber auch Probleme von Heimbewohnern aufgreifen und in Streitfällen diese (gerichtlich) vertreten oder doch für angemessene Vertretung sorgen. Sinnvollerweise sollte er auch Mitglied der zu schaffenden Schiedsstelle sein.

5. Schlußbemerkungen

Die zahlreichen Probleme von Altenwohn- und Pflegebetreuungseinrichtungen in Österreich sind rechtlich bisher kaum erfaßt, sodaß in manchen Bereichen große Rechtsunsicherheit herrscht, und zwar auf Seiten der Heimbewohner wie der Heimträger und des Pflegepersonals. Die prognostizierte Bevölkerungsentwicklung wird die aufgezeigten Probleme mittel- bis langfristig noch verschärfen. – Daß Handlungsbedarf besteht, kann also kaum geleugnet werden.

Ein weiterer Grund sich dieses Themas jetzt anzunehmen, liegt in der eben erst erfolgten Föderalisierung der Krankenhausfinanzierung, in deren Gefolge es noch zu weiteren organisatorischen Änderungen kommen soll. Mögliche Synergieeffekte sollten ins Auge gefaßt werden. Durch die Umstellung auf eine leistungsorientierte Spitalsfinanzierung werden vermehrt Menschen, die im Anschluß an eine Krankenbehandlung die Kriterien eines „Behandlungsfalles“ nicht mehr erfüllen, aber trotzdem pflegebedürftig sind, aus stationären Krankeneinrichtungen entlassen werden, ohne die Sicherheit zu haben, anschließend in einer Pflegeeinrichtung unterzukommen. Die Grenzziehung zwischen Behandlungs- und Pflegefällen wird künftig schärfer gezogen werden müssen. Die Bundesländer – vor allem jene, die bisher legistisch untätig geblieben sind – sind daher gut beraten, das menschlich wie politisch dringende Problem der Alten- und Pflegebetreuung nicht länger vor sich herzuschieben. Auch die finanzielle Belastung wird dadurch nicht geringer. Föderalismuskritisch muß angemerkt werden, daß sich die Verländerung im untersuchten Bereich für viele Betroffene bisher nicht als Vorteil erwiesen hat. Umso mehr verlangt es die politische Verantwortung, sich rasch an die bisher nicht getane Arbeit zu machen. Alte Menschen sind keine (rechts)politische Manövriermasse, die sich ungestraft auf das legistische Abstellgleis schieben läßt. Allenfalls sollte sine ira et studio überlegt werden, ob nicht eine Kompetenzrückführung in die Rahmengesetzgebung des Bundes der bessere Weg wäre, um politische Untätigkeit und Umsetzungsunwilligkeit zu überwinden. Die „Freude“ über die kompetenzmäßige Föderalisierung scheint in einigen Bundesländern nicht besonders groß zu sein.

Ein Vergleich mit den erst unlängst (1993) im Rahmen einer B-KAG-Novelle geschaffenen Patientenrechten zeigt, daß das Instrument der Rahmen- und Ausführungsgesetzgebung durchaus dazu geeignet ist, neue Wege zu beschreiten. Darüber hinaus erscheinen neun unterschiedliche Heimgesetze für Österreich, dessen alte Menschen im Vergleich zu früher mobiler geworden sind, nicht gerade erstrebenswert. Aber auch wenn die Länder sich dazu entschließen, ihre kompetenzrechtliche Verantwortung wahrzunehmen, ist inhaltliche Zusammenarbeit und legistische Abstimmung geboten. Aufgabe unseres Projekts soll es jedenfalls sein, eine Art Modell-Heimgesetz und dazu einen Modell-Heimvertrag zu entwickeln, um vor allem jene Länder in ihren künftigen Bemühungen zu unterstützen, die bislang noch keine Regelung geschaffen haben. Darüber hinaus kann durch ein solches Vorhaben vielleicht auch die wichtige innerstaatliche Rechtsharmonisierung im untersuchten Bereich gefördert werden.

*  Dieser Artikel wurde in leicht abgeänderter Form im JRP 2/97 publiziert.


�  Der konstruierte Konflikt, Die Zeit 26.5.1995, 21; Die Alten im Visier, Die Zeit 25.10.1996, 27; Clinton schnürt ein drastisches Sparpaket, Der Standard 23.1.1997, 2; Droht ein Krieg der Generationen? Die Zeit 6.10.1995, 56; Der Generationskonflikt kommt erst, Der Standard 5.4.1996, 6; Rosenmayr, Streit der Generationen? (1993); Rosenmayr, Auf der schwierigen Suche nach einer neuen Gemeinsamkeit, Der Standard, 24.2.1995, 35; Rosenmayr, Konflikt muß nicht sein, Der Standard 5.3.1996, 31; Hörl, Der ältere Mensch als Kostenfaktor, ÖZS 1996, 71; Teddybären für den Enkel, Der Spiegel 16/96, 99.


�  Vgl Prahl/Schroeter, Soziologie des Alterns (1996) 82; Kaufkraft von 250 Milliarden S: Senioren kurbeln Wirtschaft an, Die Neue Kronenzeitung 31.1.1997, 3; Asam, Altenpolitik im Durchbruch: keine Sicherung der Pflege ohne Planung in: Neue Altenpolitik: Sicherung der Pflege durch Sozialplanung, Asam(Hg) (1992) 13: Während in Deutschland jährlich für Pflegeleistungen 26 Mrd DM vorgesehen sind, werden ca 286 Mrd DM vererbt.


�  Vgl Tendenz zu sozialer Polarisierung in Europa, Der Standard 22.1.1997, 6;


�  Diese Einschätzung teilt im wesentlichen auch der deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl, Die Alten im Visier, Die Zeit 25.10.1996, 27: „Den Zwanzig- bis Dreißigjährigen muß man fairerweise sagen: Wenn sich die Altersstruktur der Bevölkerung so weiterentwickelt, ... dann müssen sie ergänzend zur gesetzlichen Rentenversicherung mehr Eigenvorsorge für das Alter betreiben“; [Eine Änderung der Bevölkerungsentwicklung ist aber nicht absehbar, zumal bei der derzeitigen politischen Lage nicht damit zu rechnen ist, daß demnächst eine große Anzahl von ausländischen Gastarbeitern bei uns aufgenommen wird, obwohl in den nächsten Jahrzehnten jährlich 250.000 bis 500.000 Personen aus dem Ausland nach Deutschland zuwandern müßten, um die Unfinanzierbarkeit des Sozialsystems zu verhindern, Prahl/Schroeter, Soziologie des Alterns 98]. Diese aussichtslos erscheinende Lage führt vereinzelt zu zynischen Lösungsvorschlägen, zB Prüss, Schlemmen ohne Reue in: Die Zeit 17.1.1997, 8: „Das Frühstücksei kein Tabu mehr, das verteufelte Salz endlich rehabilitiert. Wenn die Mahlzeit einen Tick zu üppig war, genehmige ich mir zur Verseifung eine halbe Flasche Schnaps. ... Seitdem ich weiß, daß ich mir das Alter nicht leisten kann, genieße ich mein Leben in vollen Zügen. ... mit spätestens 68 möchte ich den Löffel abgeben. Danach schnellen die Krankheitskosten nämlich in astronomische Höhen. ... Meiner Frau habe ich schon eingeschärft, daß sie mich, wenn es soweit [Herzinfarkt] ist, einfach liegen lassen soll. Bloß nicht den Notarzt rufen. Der verfrachtet mich auf die Intensivstation, und – schwupp! – gehört unser Häuschen der Krankenhausverwaltung. Dabei haben wir es unseren Kindern versprochen, die eh schon keine gescheite Arbeit finden“.


�  Hier sei nur beispielsweise an die zu trauriger Berühmtheit gelangten Fälle in Lainz erinnert, die leider keine (einmalige) Ausnahme darstellen: 1989 haben (nicht ausgebildete) Hilfskrankenschwestern im KH Lainz (Wien) eine größere Anzahl alter Menschen getötet, weil sie der ständigen psychischen Belastung nicht gewachsen waren.


�  Grabowski, Wo der Mensch seine Seele verliert ..., (1994); Gewalt gegen Pfleglinge „ist im System angelegt“, Der Standard 21.3.1995, 7.


�  Rosenmayr, Streit der Generationen? 41; „Richtig heimgezahlt“ – Wenn alte Menschen von Verwandten betreut – und mißhandelt – werden, Der Spiegel 50/96, 119.


�  In Österreich gibt es – mit Ausnahme von Oberösterreich (Altenbetreuungs-Ausbildungsgesetz 1992), Niederösterreich (Alten-, Familien- und HeimhelferG 1996) und der Steiermark (Alten-, Familien- und Heimhilfegesetz 1996) – nach wie vor keine gesetzlich geregelte Ausbildung für qualifiziertes Altenpflegepersonal. Für Wien steht ein Heimhilfegesetz kurz vor der Beschlußfassung. Die bestehenden Regelungen sind teilweise sehr unterschiedlich, was zu Problemen bei der gegenseitigen Anerkennung der Ausbildung führt. Um diese Probleme zu vermeiden, aber auch um österreichweit einen einheitlichen Qualitätsstandard garantieren zu können, wäre eine Regelung dieser Materie auf Bundesebene vorzuziehen. �Die Fachkräfteausbildung unterliegt bislang dem Krankenpflegegesetz (diplomiertes Personal) und der Pflegehelferverordnung (Pflegehelfer), womit zwar medizinischen, nicht aber altenpflegerischen Ausbildungsanforderungen entsprochen wird. Für die Bewältigung psychischer Belastungen, die bei Langzeitpflege wesentlich stärker auftreten als bei kurzzeitiger rein medizinisch-technischer Betreuung, wird das Personal aber idR nicht geschult. Überhaupt muß sowohl die psychologische Ausbildung des Personals, als auch die psychologische Betreuung der Pflegebedürftigen verbessert werden.


�  VfSlg 13.237 (1992), worauf hier nicht näher eingegangen wird.


� Oberösterreich hat kein eigenes Heimgesetz geschaffen, sondern sich mit einer Ausführungsverordnung zum Oberösterreichischen Landes-SozialhilfeG (1996) begnügt. Diese Regelung kommt inhaltlich aber einer gesetzlichen Normierung nahe; die Ausführung dieser Regelungsmaterie als VO erscheint trotzdem nicht ideal; vgl Steirisches PflegeheimG (1994), Kärntner HeimG (1996), Burgenländisches Altenwohn- und PflegeheimG (1996).


� Vgl dazu das B-KAG: Dieses führt in § 5a Patientenrechte an, die in den Ländervorschriften auszuführen sind; zB § 9a Tiroler KAG.


� Man darf daraus nicht schließen, daß die oben aufgezeigten Mißstände durch eine bloße Determinierung von Bewohnerrechten behoben werden können. Gesetzlich und/oder vertraglich statuierte Bewohnerrechte stellen zwar eine Grundlage dar, um die Selbständigkeit und Würde Pflegebedürftiger zu erhalten und solche Rechte räumen ihnen auch die Möglichkeit ein, sich gegen schlechte Behandlung zu wehren. Hinzukommen muß aber noch die entsprechende Einstellung und Toleranz der Pflegenden sowie die Kontrolle durch die Heimleiter. Die vertragliche Absicherung von Bewohnerrechten bietet ua deswegen eine effektivere Durchsetzungsmöglichkeit in Problemfällen, weil man sich auf den Konsens bei Vertragsschluß berufen kann. Auf den Behandlungsvertrag und dessen Bedeutung für die Rechtsbeziehung zwischen Heimen und deren Insassen wird im Projekt näher eingegangen.


� Vgl Altenhilfe in Ö 1986 - 2011, ÖROK, Schriftenreihe 86 (1990) 14; Im Jahrhundert der Hundertjährigen, Der Standard 19.7.1995, 5; Der Generationskonflikt kommt erst, Der Standard 5.4.1996, 6; Rosenmayr, Streit der Generationen? 13.


� Gewalt gegen Pfleglinge „ist im System angelegt“, Der Standard 21.3.1995, 7; Japaner leben durchschnittlich 76,3 bzw 82,5 Jahre und haben damit die höchste Lebenserwartung der Welt, Der Spiegel 37/96, 174.


� Prahl/Schroeter, Soziologie des Alterns 36.


� Sowohl die Senkung des Wahlalters [Mehr Rechte für Junge, weniger für Senioren? Der Standard, 5.4.1996, 6], als auch das Modell der Einbeziehung minderjähriger Kinder in die Gewichtung der Stimmen der Eltern [Der Generationskonflikt kommt erst, Der Standard 5.4.1996, 6] wird erwogen.


� Diese sehr niedrig erscheinende Zahl kann sich nur auf eine umfassende Betreuung und Pflege beziehen, denn 22 % der Bevölkerung über 60 Jahre bedürfen gewisser Hilfe und Unterstützung; Badelt/Pazourek, Care for the elderly in Austria in: Eurosocial Report 40/2 (1991) 13 (16 f).


� Gut versorgt im Alter, Gewinn 2/97, 95: Groß ist der Unterschied der Pflegedauer zwischen Männern und Frauen: durchschnittlich sind Männer 3,9 und Frauen 6,9 Jahre pflegebedürftig. Zwei Drittel aller Pflegefälle sind Frauen.


� Prahl/Schroeter, Soziologie des Alterns 159 ff. 


� Neuaufnahmen fallen (zB in Landeck) durchschnittlich in die 3. oder 4. Pflegestufe nach dem BPGG, BGBl 110/93 idF 131/95; Mitteilung von Peter Gohm (Heimleiter). 


� Prahl/Schroeter, Soziologie des Alterns 58 f.


� Die familiären Bindungen haben einen hohen Stellenwert in Bezug auf das soziale Wohlbefinden alter Menschen. Wenn es aber um die Betreuung bei Hilfsbedürftigkeit geht, werden zumeist Fremde den eigenen Kindern vorgezogen; vgl Rosenmayr, Streit der Generationen? 34 („Intimität auf Abstand“).


� Prahl/Schroeter, Soziologie des Alterns 64: Ende der 70er Jahre lebten in Japan noch drei Viertel, in den USA 28 % und in der BRD 13 % der Senioren mit ihren Kindern.


� Es bestehen allerdings beträchtliche Unterschiede zwischen städtischen und ländlichen Gebieten. Während in Städten, insbesondere in Großstädten, die familiären Beziehungen im Alter stark abnehmen, ist am Land ein intensiver familiärer Zusammenhalt, häufig auch das Wohnen im gemeinsamen Haushalt die Regel. Dies trifft auch auf die Betreuung bei Pflegebedürftigkeit zu. In Vorarlberg werden beispielsweise zwei Drittel aller Pflegegeldbezieher zu Hause gepflegt, wobei die Pflege zu 86 % von Frauen geleistet wird, Zwei Drittel werden von Angehörigen gepflegt, Der Standard, 28.2.1997, 8.


� Wittrahm, Orientierung zur ganzheitlichen Pflege5 (1994) 22 f.


� Soziale Dienste in Österreich 93/942, BMAS.


� Tagespflege ist „... die teilstationäre Pflege und Versorgung ... alter Menschen in einer Einrichtung während des Tages, an einigen oder allen Wochentagen, wobei die sonstige Betreuung in der eigenen Häuslichkeit anderweitig sichergestellt ist“. Ziel ist es, pflegende Angehörige zu entlasten und ambulante Dienste zu ergänzen, Mangei, Tagespflege2 (1996) 11.


� Hier werden Pflegebedürftige vorübergehend in ein Heim aufgenommen, um die betreuenden Angehörigen eine Zeit lang (zB um Urlaub zu machen oder andere Tätigkeiten, die einer Betreuung entgegenstehen, durchzuführen etc) zu entlasten.


� Ansatzweise wird dem in der Oberösterreichischen Alten- und PflegeheimVO [§ 6, LGBl 29/96] Rechnung getragen, die eine maximale Anzahl von 120 Heimplätzen festlegt, was aber immer noch zuviel ist. – Diese Tendenz entspricht auch dem Wunsch der Betroffenen, die lieber in kleinen überschaubaren Heimen leben, als in großen, Gut versorgt im Alter, Gewinn 2/97, 97.


� Altenhilfe in Österreich, ÖROK 181.


� Thaler, Alters- und Pflegeheimverträge sowie Heimordnungen in Tirol 119 (Dissertation, Innsbruck, 1991).


� Ein besonderer Vorteil der Altenwohngemeinschaften liegt darin, daß sie nicht unbedingt eine Abgrenzung alter Menschen von jüngeren mit sich bringen, da einerseits in dieser Wohngemeinschaft auch junge Leute leben können (zB „Wohngemeinschaft Jung und Alt“ in Hamburg), und andererseits in unmittelbarer Nachbarschaft (zB im Haus) nicht immer nur alte Menschen wohnen, wie dies bei Heimen der Fall ist. Zusätzlich kann man sich seine Mitbewohner selber aussuchen; Dierl/Hoogers, Altenwohngemeinschaften, Forum 9, Kuratorium Deutsche Altershilfe (Hg) (1988) 140. 


� Ein zukunftsträchtiges Modell für eine breite Schicht der Bevölkerung stellen sie aber nicht dar, denn die Kosten sind für die meisten alten Menschen unerschwinglich. Die Angebote – ausschließlich fürs Wohnen – beginnen bei ca 15.000,- S/Monat und steigen für intensive Pflegebetreuung auf bis zu 40.000,- S; vgl Gut versorgt im Alter, Gewinn 2/97, 97; Zwischen Boom und Marktsättigung, Der Standard, 30.10.1996, 10. �In Zeiten des staatlichen Sozialabbaus rückt die private Altersvorsorge in den Vordergrund. Einige Versicherungsgesellschaften bieten daher Zusatzversicherungen mit Platzgarantie für eine Seniorenresidenz an, Startvorteil für Zusatzversicherte, Der Standard, 30.10.1996, 10; Gediegenes Wohnen, Der Standard, 17.10.1996, A3.�Eine ähnliche Form ist auch das Wohnstift. Zusätzlich zu den – wohl nur für wohlhabende Menschen erschwinglichen – Kosten von 21.000,- bis 44.000,- S/Monat ist noch eine Kaution von 270.000,- bis 750.000,- S zu hinterlegen, Ein Wohnstift der gehobenen Klasse, Der Standard, 12.2.1997, A1.


� Dierl/Hoogers, Altenwohngemeinschaften 275 ff.


� Dabei handelt es sich um ein von Dänemark ausgehendes Modell, das bereits von anderen nordischen Ländern und teilweise auch von Vorarlberg übernommen wurde, Thaler, Alters- und Pflegeheimverträge sowie Heimordnungen in Tirol 121.


� Von zentraler Bedeutung ist dabei die Selbständigkeit und Mitwirkung der Bewohner; Behr/Brechmann/Voiß/Wallrafen-Dreisow, Vom Pflegeheim zum Altenwohnhaus (1995) 9 ff.


� Arnold, Die Seniorengenossenschaft, Die Wohnungswirtschaft 2/1992, 66.


� Im europäischen Vergleich unterscheiden nur die österreichische und deutsche Rechtsordnung zwischen dem Krankheits(Behandlungs)- und Pflege(Asylierungs)fall, Schäfer, Soziale Sicherheit für Pflegebedürftige, SoSi 1990, 85. Daher wird das Risiko der Pflegebedürftigkeit nicht von der Krankenversicherung abgedeckt, sodaß eine eigene finanzielle Absicherung des Pflegerisikos notwendig wurde. § 144 Abs 3 ASVG bestimmt, daß Anstaltspflege nicht gewährt wird, wenn sie nicht durch die Notwendigkeit ärztlicher Behandlung bedingt ist; dazu Kandlhofer, Der Pflegefall aus der Sicht des Sozialversicherungsrechtes, SoSi 1990, 71 und Geppert, Pflegevorsorge I, SoSi 1991, 211.


� Der Anspruch auf Pflegegeld besteht unabhängig von Einkommen, Vermögen und Ursache der Pflegebedürftigkeit; Art 1 Abs 3 und Art 2 Abs 5 der Vereinbarung zwischen Bund und Ländern über gemeinsame Maßnahmen für pflegebedürftige Personen; vgl auch §§ 3 und 4 BPGG.


� Bericht des Arbeitskreises für Pflegevorsorge, BMAS (1995) V.


� § 1 BPGG; mehr zum Pflegegeld: Rabanser, Das neue Pflegegeld im Recht der Sozialen Sicherheit der Europäischen Union, SoSi 1994, 243; Rudda, Die Zukunft der Pflegevorsorge in Österreich, SoSi 1990, 77.


� Näheres bei Pfeil, Neuregelung der Pflegevorsorge in Österreich (1994) 131 ff.


� Altenhilfe in Österreich, ÖROK 131; Das Verhältnis von Pflege- und Wohnplätzen beträgt 11 zu 16, ebendort 136.


� Kytir/Münz, Hilfs- und Pflegebedürftigkeit im Alter – empirische Evidenzen in: Kytir/Münz, Alter und Pflege (1992) 76.


� Erläuternde Bemerkungen zum Entwurf für ein Pflegeheimgesetz, Bundeskanzleramt, Sektion VI, 1. �Das rechtliche Verhältnis zwischen Heimträger und Heimbewohnern, Bewohnerrechte sowie Pflegestandards waren im Entwurf nicht geregelt.


� Erk des VfGH vom 16.10.1992, VfSlg 13.237.


� § 2 Steirisches PflegeheimG, § 2 Kärntner HeimG, § 1 Burgenländisches Altenwohn- und PflegeheimG, § 2 Tiroler und Vorarlberger Entwurf zu einem Heimgesetz, der politisch leider nicht weiterverfolgt wird.


� Die Salzburger Verordnung – sie stammt bereits aus dem Jahr 1987 – regelt in erster Linie die technische Grundausstattung (Situierung und Einrichtung) von Heimen, auf Bewohnerrechte oder das Verhältnis zwischen Heimträger und Heimbewohnern wird aber nicht näher eingegangen.


� § 21 Oberösterreichische Alten- und PflegeheimVO, § 6 Kärntner HeimG, § 3 Tiroler und Vorarlberger Entwurf.


� In erster Linie betrifft das die Vertragsdauer, Bestimmungen über die Entgelterhöhung, Fälligkeit, Gerichtsstand, Vergütung im Abwesenheitsfall usw. Nur der gemeinsame Tiroler und Vorarlberger Entwurf führt zusätzlich eine Reihe von Bewohnerrechten an (zB Einsicht in die Pflegedokumentation, Bewohnervertretung, persönliche Kleidung, freie Arztwahl etc), die vertraglich garantiert werden müssen.


� § 3 Abs 2 Steirisches PflegeheimG, § 3 Abs 3 Burgenländisches Altenwohn- und PflegeheimG. Die steirische und burgenländische Regelung behandeln den Vertrag zwischen Heimträger und Heimbewohnern nur im Zusammenhang mit der Kündigung (§ 3 Abs 5-7 Steirisches PflegeheimG und § 3 Abs 7 Burgenländisches Altenwohn- und PflegeheimG). Die rechtliche Bedeutung des Heimstatuts für den Vertrag wird dabei außer Acht gelassen.


� Es wäre schon von Vorteil, wenn diese Vertragsinhalte wie Allgemeine Geschäftsbedingungen überprüft werden könnten.


� Vgl insbesondere die Art 15a B-VG Vereinbarung zwischen Bund und Ländern.


� Nur in Kärnten und Oberösterreich ist der Abschluß eines Heimvertrages vorgeschrieben, im Burgenland und in der Steiermark geht man ohne nähere Erörterung davon aus und bestimmt gewisse Inhalte. In den anderen Bundesländern werden Heimverträge üblicherweise nicht abgeschlossen, wovon aber einzelne Heime eine Ausnahme machen. Es ist aber davon auszugehen, daß auch ohne explizite Landesregelung mündliche oder konkludente Heimverträge nach den Bestimmungen des ABGB zustande kommen, wobei die jeweilige Heimordnung die Rolle Allgemeiner Geschäftsbedingungen spielt. Der genaue Vertragsinhalt läßt sich aber in den meisten Fällen nur schwer eruieren, sodaß beträchtliche Unsicherheiten in diesem Bereich bestehen.


� Der VfGH hat mit seinem Erk vom 16.10.1992 ausgesprochen, daß „die Regelung der Errichtung, der Erhaltung und des Betriebes von Heimen für Personen, die wohl ständiger Pflege, aber bloß fallweiser ärztlicher Betreuung bedürfen...“ in die Kompetenz der Länder fällt. Daraus wird oft geschlossen, daß der gesamte Bereich der stationären Alten- und Pflegebetreuung dem Kompetenzbereich der Länder unterliege. Auf Grund dieser E iVm Art 15 Abs 9 B-VG, wonach die Länder „im Bereich ihrer Gesetzgebung befugt [sind], die zur Regelung des Gegenstandes erforderlichen Bestimmungen auch auf dem Gebiet des Straf- und Zivilrechts zu treffen“, haben einige Bundesländer die zivilrechtliche Materie des Heimvertrags geregelt. Zu berücksichtigen ist dabei allerdings die sehr restriktive Auslegung des Art 15 Abs 9 B-VG durch die Rspr, die eine Inanspruchnahme nur als zulässig erkennt, wenn es sich „hiebei um eine zur Regelung des Gegenstandes erforderliche, das heißt unerläßliche Bestimmung handelt“ (VfSlg 2934, 8458 etc). Auch wenn man die Zuständigkeit der Länder zur Regelung der privatrechtlichen Bestimmungen im Bereich der Alten- und Pflegebetreuung anerkennt, so besteht nach hM auf Grund der umfassenden Zivilrechtskompetenz des Bundes trotzdem die Möglichkeit, eine Bundesregelung zu treffen, die dann die zivilrechtlichen Bestimmungen der Länder insofern derogieren würde. Wo die Länder weder einschlägige öffentlichrechtliche, noch privatrechtliche Normen geschaffen haben, agieren sie privatwirtschaftlich.


� Igl hat für Deutschland eine Regelung des Heimvertrages im BGB vorgeschlagen: „Soll das zivilrechtliche Vertragsverhältnis des Heimbewohners zum Heimträger im Bürgerlichen Gesetzbuch besonders geregelt werden?“ (1979); Diese Anregung wurde aber nicht aufgegriffen, vielmehr wurden wichtige Teile des Heimvertrages (Kündigung, Entgelterhöhung) im Heimgesetz (Neufassung 1990) zwingend geregelt; vgl Kunz/Ruf/Wiedemann, Heimgesetz7, Kommentar (1995) § 4.


� Für das Bundesland Salzburg wird zur Zeit ein solcher Mustervertrag ausgearbeitet. Damit soll zumindest landesweit eine einheitliche Vertragsgrundlage für öffentlich- und in der Folge auch privatrechtlich geführte Heime geschaffen werden.


� Mit der Übersiedlung in ein Heim ist immer auch ein Verlust an Einfluß und Kontrolle über das eigene Leben verbunden, womit häufig erhöhte Belastungen und depressionsfördernde Wirkungen einhergehen, Saup/Schröppel, Wenn Altenheimbewohner selbst bestimmen können (1993) 25.


� Die Landesregelungen für die Steiermark, Kärnten und das Burgenland führen weiters fast gleichlautend an: angemessener Zugang zu einem Telefon; Beiziehung einer hausexternen Beratung; Namhaftmachen einer Vertrauensperson, die in wesentlichen Belangen zu verständigen ist; persönliche Kleidung; Mahl- und Ruhezeiten, die den üblichen Lebensverhältnissen entsprechen. 


� Hingewiesen werden soll vergleichsweise auf den bundesweiten Katalog von Patientenrechten in § 5a B-KAG 1993, die im Rahmen der Ausführungsgesetzgebung von den Ländern umgesetzt wurden; zB § 9a Tiroler KAG. Zu den Grundwerten Wahlfreiheit, Rechtssicherheit, Selbstverwirklichung, Unabhängigkeit, Privatheit und Würde sowie zur Forderung nach einer „Magna Charta“ für Heime Harris/Klie/Ramin: Heime zum Leben (1995) 9 und 61 ff.


� Je mehr beim Heimaufenthalt der Wohnzweck im Vordergrund steht, umso umfangreicher müssen jene Bewohnerrechte sein, die eine individuelle Gestaltung des Tagesablaufs ermöglichen.


� Das Kärntner HeimG, die Oberösterreichische Alten- und PflegeheimVO sowie der Tiroler und Vorarlberger Entwurf führen zwar das Recht auf die Wahl eines Bewohnervertreters in den Bewohnerrechten an, eine genaue Ausgestaltung enthält aber keine der Regelungen, sodaß es sich bloß um ein programmatisches Recht ohne Inhalt handelt.


� Für Deutschland existiert seit 1976 eine eigene HeimmitwirkungsVO (Neufassung vom 16.7.1992, BGBl. I S. 1340), die vorschreibt, daß Heimbeiräte zu bilden sind, die in wichtigen Bereichen ein Mitentscheidungsrecht besitzen: zB Erstellen oder Ändern der Heimordnung; Betreuung, Pflege und Verpflegung; Erweiterung, Einschränkung oder Einstellung des Heimbetriebes etc. Es handelt sich dabei um ein durchaus effektives Instrument der Interessenvertretung; vgl Dahlem/Giese/Igl/Klie, Das Heimgesetz, Loseblattsammlung (seit 1974) C III.


� Zur Idee zwischen Pflegepersonal und Pflegebedürftigen einen zusätzlichen Pflegevertrag abzuschließen, um erhöhtes Interesse des Pflegepersonals an einer guten persönlichen Pflege zu wecken, zumal dann der Lohn direkt und nicht über den Umweg eines Heimträgers gezahlt würde: Prahl/Schroeter, Soziologie des Alterns 175.


� Dazu Barta, Grazer Thesen für eine neue Medizinhaftung, in: Versicherungsrundschau 1-2/97, 14 (20) mwH und derselbe, Medizinhaftung (1995) 63 ff.


� Auch dazu Barta, aaO.


� Gem § 4 Steirisches PflegeheimG „kann“ durch die Landesregierung eine Heimbewohneranwaltschaft bestellt werden, deren Aufgabe es ist, die Interessen der Heimbewohner zu unterstützen sowie bei Meinungsverschiedenheiten und Auseinandersetzungen über die Pflege und Betreuung Hilfestellung zu leisten. Diese Möglichkeit wurde aber noch nicht genützt, vielmehr wird die Notwendigkeit einer Heimbewohneranwaltschaft neuerlich diskutiert.


� Vgl § 11e B-KAG 1993 und dazu bspw § 9a Tiroler KAG 1995.


� Vgl dazu die Forderung nach einem Heimgesetz in: Bericht der Arbeitsgruppe „Vorsorge für pflegebedürftige Personen“, BMAS 60; sowie in: Das lange Warten auf ein Pflegeheimgesetz, Tiroler Tageszeitung 27/28.4.1996. 
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Mobile Dienste

		Medizinische Betreuung:

		Hauskrankenpflege: medizinische Betreuung, 

aber auch Hilfe bei der Körperpflege und beim 

An- u Auskleiden etc

		Ergotherapie und Heilgymnastik

		Psychosoziale Betreuung

		Essen auf Rädern

		Fahrtendienst

		Haushaltshilfen: Putz- und Reinigungsarbeiten, 

Kochen, Wäsche waschen

		Soziale Betreuung: Begleitung beim Spazierengehen, Vorlesen, Begleitung bei Behördengängen und bei Einkäufen, Unterstützung bei der Teilnahme am sozialen und 

kulturellen Leben, Vermittlung von Pflegeberatung und 

-diensten, zeitweise Vertretung von Familienangehörigen, Besuchsdienst, Ausflüge, betreuter Urlaub etc
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Rechtliche Grundlagen der Pflegevorsorge

		BundespflegegeldG, BGBl 110/93 idF 131/95

		Zuständigkeit der Sozialgerichte



		Vereinbarung gem Art 15 a B-VG über gemeinsame Maßnahmen des Bundes und der Länder für pflegebedürftige Personen, BGBl 866/93

		Verpflichtung zu einem umfassenden Pflegeleistungssystem mit Geld- und Sachleistungen

		bundesweiter Mindeststandard

		Bedarfs- und Entwicklungspläne der Länder

		Arbeitskreis für Pflegevorsorge



		Pflegegeldgesetze der Länder: 

alle mit 1.7.1993 in Kraft getreten
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Der Heimvertrag

		§ 6 Kä HeimG u § 3 Tiroler Entwurf:

		Schriftlichkeit

		Abwicklungsvorschriften: zB Kündigung, Fälligkeit

		Bewohnerrechte: zB Intimsphäre, höflicher Umgang, Vertauensperson usw

		§ 3 Abs 6 u 7 Bgld Altenwohn- u PflegeheimG

		Schriftlichkeit nur bei Selbstzahlern

		Nur Kündigung muß im HeimV geregelt werden

		§ 3 Abs 5-7 Stmk PflegeheimG

		keine Schriftlichkeit

		keine zwingenden inhaltlichen Bestimmungen

		§ 21 Oö Alten- u PflegeheimVO

		Schriftlichkeit

		Abwicklungsvorschriften: Dauer, Gerichtsstand, Entgelt 
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Bevölkerungsstruktur in Ö 2030
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Landesgesetze und -verordnungen

		Stmk PflegeheimG 1994; LGBl 108/1994

		 und PersonalschlüsselVO; LGBl 48/1995



		Kä HeimG vom 30.1.1996; LGBl 7/1996



		Bgld Altenwohn- u PflegeheimG vom 28.3.1996;

LGBl 61/1996



		Oö Alten- und PflegeheimVO v. 29.3.1996 zum SozialhilfeG; LGBl 29/1996



		Gemeinsamer Tir und Vlbg Entwurf zu einem Heimgesetz (1993)

		Sbg Richtlinien für Altenheime, Pflegeheime und Pflegestationen (VO); LGBl 74/1987
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Alternative Wohn- und Pflegeformen

		Seniorenheim

		Altenwohngemeinschaft

		Seniorenresidenz

		Haus- und Siedlungsgemeinschaft

		Sozialstationen

		Altenwohnhaus

		Alten(wohn)genossenschaft














